
Die Polizei ist erstmals mit einer
bundesweiten Razzia gegen die Ver-
breitung von Hasskommentaren im
Internet vorgegangen. In 14 Bun-
desländern, darunter in Thüringen,
wurden am 13. Juli Wohnungen
durchsucht. Wie das Bundeskrimi-
nalamt (BKA) mitgeteilt hatte, rich-
teten sich die Ermittlungen gegen
rund 60 Beschuldigte. Ziel sei, dem
zunehmenden „Verbalradikalismus“
und den damit verbundenen Straf-
taten im Netz entschlossen entge-
genzutreten. 

Die Thüringer Verdachtsfälle sind
mehreren Ermittlungsverfahren zuzu-
ordnen. Sechs Beschuldigte in Saal-
feld, Kleingeschwenda, Schmölln und
Zeulenroda stehen im Visier der
Staatsanwaltschaft Kempten. Die All-
gäuer ermitteln seit Monaten gegen
Mitglieder der geheimen Facebook-
Gruppe mit dem Namen „Groß
Deutschland". Ihr sollen auch, heißt es
aus Ermittlerkreisen, bekannte Neona-
zis aus der gesamten Bundesrepublik
angehören. Im Wesentlichen hat sich
die Kommunikation dort um die Ver-
herrlichung des Nationalsozialismus
sowie den Austausch von fremden-
feindlichen, antisemitischen oder son-
stigen als rechtsextremistisch zu beur-
teilenden Inhalten und Kommentierun-
gen gedreht, heißt es vom Bundeskri-
minalamt (BKA). 

Katharina König, Sprecherin für Anti-
faschismus und Netzpolitik der Frakti-
on DIE LINKE im Thüringer Landtag er-

klärte: „Angesichts der Fülle von rassi-
stischen, homophoben und antisemiti-
schen Hasskommentaren im Internet
war die Razzia nicht nur notwendig zur
Strafverfolgung der Delikte, sondern
auch ein wichtiges Signal, um deutlich
zu machen, dass menschenverachten-
de Parolen im Internet nicht wider-
spruchslos hingenommen werden dür-
fen.“

„Da häufig den Worten auch Taten

zuständigen Polizeibehörde mitzutei-
len. Eine Anzeige kann inzwischen
auch ganz einfach per Email erfolgen.
Nur wenn Sicherheitsbehörden konse-
quent durchgreifen und die User im In-
ternet von sich aus aktiv werden, kann
der zunehmenden Radikalisierung
auch sinnvoll entgegengewirkt wer-
den“, sagte Katharina König. 

Die Landtagsabgeordnete verwies
auf eine Kleine Anfrage an die Landes-

auch, dass der Terror und solch ein
Amoklauf ausgenutzt werden, um wei-
tere Ängste zu schüren. Mittels wilder
Spekulationen in den Sozialen Medien
noch während des Polizeieinsatzes
sollte in der Gesellschaft Hysterie an-
gefacht werden, um aus falschen
Schuldzuweisungen politisches Kapital
zu schlagen. Dies behinderte den Poli-
zeieinsatz massiv. Überall wollte man
Terroristen und Schüsse bemerkt ha-
ben. Polizeikräfte mussten umgrup-
piert werden, Evakuierungen wurden
an den falschen Stellen erwogen und
auf panische Reaktionen in der Bevöl-
kerung musste mit Absperrmaßnah-
men und Kräfteeinsatz reagiert wer-
den. Fremdenhass wurde und wird ge-
schürt, schützt unsere Bürgerinnen
und Bürger aber nicht, sondern spaltet
unsere Gesellschaft.“

Der Amoklauf hat eine neue Sicher-
heitsdebatte ausgelöst. So hat Bun-
desinnenminister de Maizière ange-
kündigt, dass das geltende Waffen-
recht wenn nötig verschärft werde.
Sein bayerischer Kollege Joachim Herr-
mann forderte im Anti-Terrorkampf,
auch die Bundeswehr einzusetzen. Der
Einsatz der Armee im Inneren braucht
eine ungewöhnliche Ausnahmesituati-
on von „katastrophischem Ausmaß“.
Die Union würde diese von den Karls-
ruher Verfassungsrichtern eingezoge-
ne Schwelle gern absenken. 

Frank Tempel, Leiter des Arbeitskrei-
ses Demokratie, Recht und Gesell-
schaftsentwicklung der Fraktion DIE
LINKE im Bundestag, sagte, dass ein
Bundeswehreinsatz in solchen Situa-
tionen völlig fehl am Platze sei. Und
wörtlich weiter: „Leider zeigt sich aber

Der Amoklauf von München er-
schüttert die Menschen auch in
Thüringen. Politiker aller Parteien
bekundeten ihre Anteilnahme. Vor
dem Landtag wehen die Flaggen
auf Halbmast. 

„Unser tiefes Mitgefühl gilt den An-
gehörigen der Opfer. In Gedanken
sind wir bei den trauernden Familien,
ihren Freunden und Bekannten“, er-
klärte Susanne Hennig-Wellsow, Vor-
sitzende der Fraktion DIE LINKE und
Landesparteivorsitzende. Dank gelte
all jenen, die während der Schießerei
und danach starken Einsatz gezeigt
hätten - dazu gehörten unter ande-
rem Menschen, die ihre Türen für
Flüchtende geöffnet haben, Seelsor-
ger vor Ort, Polizei- und andere Si-
cherheitskräfte, die dafür gesorgt ha-
ben, die Lage zu beruhigen.

Konsequent gegen Hass-
Kommentare im Netz

Neue Sicherheitsdebatte nach Amoklauf in München

Als Suhler Landtagsabgeordnete
freue ich mich mit Blick auf die Ar-
beitsmarktdaten, dass es im Ar-
beitsamtsbezirk Südthüringen die
niedrigste Arbeitslosigkeit in ganz
Ostdeutschland gibt und die Bedin-
gungen für die Arbeitsaufnahme
mittlerweile besser sind als in man-
chen westlichen Regionen. Erst
kürzlich wieder war ich in der  Ar-
beitsagentur Suhl und informierte
mich beim Arbeitgeberservice über
die Situation und den Stand der Ver-
mittlung von dringend benötigten
Fachkräften.

Ich hörte aufmerksam zu, als
Wolfgang Gold, Vorsitzender der
Geschäftsführung der Agentur für
Arbeit Suhl, berichtete, dass der
Thüringer Arbeitsmarkt zwar seit
drei bis vier Jahren die günstigste
Quote im Osten aufweist, aber es
schwierig sei, die verfestigte Lang-
zeitarbeitslosigkeit zu knacken. Ich
fand meine Auffassung bestätigt,
dass vor allem für Menschen im Al-
ter von 55 Jahren aufwärts die Ar-
beitsvermittlung in Unternehmen
problematisch ist. Wir waren uns ei-
nig, dass daher  öffentlich geförder-
te Beschäftigung, wie bei der Bür-
gerarbeit oder den laufenden Thü-
ringer Landesprogrammen, richtig
und notwendig ist.

Für die aktuell 500 freien Stellen
auf dem ersten Arbeitsmarkt müs-
sen hingegen passgenau geeignete
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
gefunden werden. Dies ist bei mo-
mentan 1.200 arbeitssuchenden
Menschen in Südthüringen nicht
ganz einfach. Deshalb wurden im
Arbeitsamtsbezirk bereits drei Be-
triebsakquisiteure eingestellt, um
wirtschaftsnah  und bedarfsgerecht
vermitteln zu können. 

Wie ich mich überzeugen konnte,
funktioniert die Zusammenarbeit
vor allem mit den klein- und mittel-
ständischen Unternehmen der Re-
gion gut. Weiteren Handlungsbe-
darf gibt es insbesondere in Bezug
auf Fachkräfte im gewerblich-tech-
nischen Bereich, aber auch auf den
Gebieten der Gesundheit und Pfle-
ge sowie im sozialpädagogischen
Bereich. 

Eine neue Form der Zusammen-
arbeit ist das Angebot einer Qualifi-
zierungsberatung für Unterneh-
men, dessen Ziel darin besteht,
Personalentwicklung langfristig zu
denken und zu planen. Das ist eine
wichtige Unterstützung vor allem
für die vielen kleinen Unternehmen
hinsichtlich der zukünftigen Fach-
kräftesicherung oder Unterneh-
mensnachfolge.
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Katharina König fordert mehr Mut zur Anzeige von menschenverachtenden Postings

folgen, ist es  umso wichtiger, dass die
Täterinnen und Täter auch spüren,
dass ihr Handeln eben nicht wie so oft
folgenlos bleibt. Damit die Polizei auch
künftig Hasskommentare und Gewalt-
aufrufe in sozialen Netzwerken besser
verfolgen kann, ist sie auf die Unter-
stützung der Bevölkerung angewiesen.
Jeder, der solche rassistischen, homo-
phoben und antisemitischen Kommen-
tare auf Facebook, Twitter & Co. wahr-
nimmt, ist angehalten, diese auch der

regierung, in der
das Innenmini-
sterium alle
Email-Kontakt-
adressen der
Thüringer Poli-
zeibehörden ge-
listet hat. Diese
ist auf der
Homepage der
Abgeordneten
und unter die-
sem Kurzlink ab-
rufbar:

bit.ly/polizei-
mails.

Katharina König kündigte in diesem
Zusammenhang außerdem an, sie wer-
de bei der Thüringer Landesregierung
anregen, dass geprüft wird, ob die Ein-
richtung einer Internetwache oder ei-
nes anonymen Hinweissystems nach
dem Vorbild von Baden-Württemberg
eine geeignete Ergänzung zur Erfas-
sung und Verfolgung derartiger Hass-
kommentare darstellen kann.     


